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Amtlicher Teil

Überwachung und Bekämpfung der Nadelholzborkenkäfer; 
Buchdrucker, Kupferstecher, Lärchenborkenkäfer und 
Nordischer Fichtenborkenkäfer

Bekanntmachung
der Regierung von Unterfranken vom 15.01.2019

 (Az.: 11-7833-1-1)

Die Regierung von Unterfranken erlässt auf Antrag der  Bayer. 
Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft gemäß § 6 Abs. 3 
Nr.1 des Pfl anzenschutzgesetzes (Pfl SchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06.02.2012 (BGBl. I S. 148), zuletzt 
geändert durch Art. 4 Abs. 84 des Gesetzes vom 18.07.2016 
(BGBl. I S. 1666) und gemäß §§ 2, 3, 4 und 6 der Landes-
verordnung zur Bekämpfung der schädlichen Insekten in den 
Wäldern (BayRS 7903 3 L), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 05.12.2017 (GVBl S. 589), folgende 

Anordnung:

1. Gefährdungs- und Befallsgebiete

 Die Nadelwälder (Rein- und Mischbestände) sowie die 
Grundstücke, auf denen innerhalb einer Entfernung von 
500 m von diesen Wäldern unentrindetes Nadelholz lagert, 
werden im Regierungsbezirk Unterfranken zu Gefähr-
dungs- und Befallsgebieten des Buchdruckers, Kupferste-
chers,  Lärchenborkenkäfers und Nordischen Fichtenbor-
kenkäfers erklärt (§ 3 Abs. 1 der Landesverordnung). 

2. Überwachung 

 Die in Nr. 1 zu Gefährdungs- und Befallsgebieten erklär-
ten Wälder und Grundstücke sowie dort lagernde Wald-

erzeugnisse sind von den jeweiligen Eigentümern und 
Nutzungsberechtigen in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. 
März mindestens einmal und in der Zeit vom 1. April bis 
30. September mindestens im Abstand von 4 Wochen auf 
Käferbefall zu kontrollieren (§ 6 Abs. 2 der Landesverord-
nung).

3. Anzeige

 Bei Borkenkäferbefall haben die jeweiligen Eigentümer 
und Nutzungsberechtigten sofort die zuständige untere 
Forstbehörde (Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten) zu verständigen (§ 6 Abs. 2 der Landesverord-
nung).

4. Bekämpfung

 Buchdrucker, Kupferstecher, Lärchenborkenkäfer und 
Nordischer Fichtenborkenkäfer sind von den jeweili-
gen Eigentümern und Nutzungsberechtigten sachkundig 
(Pfl anzenschutz-Sachkundeverordnung vom 27.06.2013, 
BGBl. I S. 1953, zuletzt geändert durch Verordnung vom 
31.08.2015, BGBl I S. 1474), nach guter fachlicher Praxis 
(§ 3 Abs. 1  in Verbindung mit § 6, §§ 12 ff. Pfl SchG) und 
sachgemäß nach dem Stand der Technik (Richtlinien des 
Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten für die Überwachung und Bekämpfung 
der Nadelholzborkenkäfer in den nichtstaatlichen Waldun-
gen vom 23.03.1990, Az.: F4-FG 511-354, StAnz 1990, 
Nr. 17, in der jeweils gültigen Fassung) unverzüglich und 
wirksam zu bekämpfen oder durch einen Dritten bekämp-
fen zu lassen (§ 4 Abs. 1 der Landesverordnung). Der 
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Vollzug dieser Bekanntmachung in Naturschutzgebieten, 
bei geschützten Landschaftsbestandteilen und bei Natur-
denkmälern richtet sich nach den jeweiligen Schutzverord-
nungen, in „Natura-2000“-Gebieten nach den gesetzlichen 
Vorgaben.

5. Erklärung

 Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von zu Gefähr-
dungs- und Befallsgebieten erklärten Wäldern und Grund-
stücken sowie dort lagernder Walderzeugnisse haben spä-
testens innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten dieser 
Anordnung gegenüber der zuständigen unteren Forstbe-
hörde schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären, dass 
sie die vorgeschriebene Bekämpfung selbst durchführen 
oder durch einen Dritten durchführen lassen. Unterbleibt 
eine solche Erklärung, so kann die zuständige untere Forst-
behörde die erforderlichen Bekämpfungsmaßnahmen auf 
Kosten des jeweiligen Eigentümers oder Nutzungsberech-
tigten durchführen oder durch einen Dritten durchführen 
lassen (§ 4 Abs. 3 der Landesverordnung). In diesem Falle 
haben Eigentümer und Nutzungsberechtigter die Bekämp-
fung zu gestatten und die erforderlichen Hilfsdienste zu 
leisten (§ 4 Abs. 3 und 4 der Landesverordnung).

6. Sofortige Vollziehung

6.1 Die sofortige Vollziehung der vorstehenden Nummern 1 – 
5 dieser Anordnung wird angeordnet.

6.2 Begründung:

 Die Anordnung des Sofortvollzugs nach § 80 Abs. 2 S. 1 
Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12.7.2018 
(BGBl. I S. 1151), ist im öffentlichen Interesse geboten.

 Bei mangelhaft oder nicht durchgeführter Kontrolle sowie 
bei Unterlassung einer ordnungsgemäßen Bekämpfung 
besteht wegen der Massenvermehrung der Nadelholzbor-
kenkäfer in den betroffenen Gebieten eine bestandsbedro-
hende Gefahr für Nadelwälder. Auch ist eine einheitliche 
Schädlingsbekämpfung aus den genannten Gründen erfor-
derlich.

7. Vollstreckungsbehörde

 Diejenigen Kreisverwaltungsbehörden, auf deren Gebiet 
die Zwangsmittel angewendet werden müssen, werden 
gemäß Art. 30 Abs. 2 des Bayer. Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes (BayRS 2010-2-I) ersucht, 
den erforderlichen Verwaltungszwang durchzuführen. Die 
Kreisverwaltungsbehörden sind insofern Vollstreckungs-
behörden.

8. In-Kraft-Treten und Geltungsdauer

 Diese Anordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Regierung von Unterfranken in 
Kraft.

 Sie gilt bis 31.12.2023.

Hinweis:

Wer dieser Anordnung vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhan-
delt, kann gemäß § 68 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3 Pfl SchG i.V.m. 
§ 7 der Landesverordnung mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
belegt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Anordnung kann jeder Adressat innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe entweder Widerspruch
einlegen (siehe 1.) oder, wenn die übrigen Adressaten dieser 
Anordnung zustimmen, unmittelbar Klage erheben (siehe 2.), 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen1 Form.

1. Wenn Widerspruch eingelegt wird

 ist der Widerspruch einzulegen bei der

Regierung von Unterfranken,
Peterplatz 9,

97070 Würzburg

 Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in 
angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so 
kann Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 
97082 Würzburg

Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 
97029 Würzburg,

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg,

 erhoben werden. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei 
Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben 
werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Fal-
les eine kürzere Frist geboten ist. 

 Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bay-
ern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sol-
len bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur 
Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden.

2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird

 ist die Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 
97082 Würzburg

Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 
97029 Würzburg,

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg,

 zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder 
Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl S. 390) wurde im vorliegenden Rechtsbereich ein 
fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine 
Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen Widerspruchseinle-
gung und unmittelbarer Klageerhebung.

• 1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Regierung von Unterfranken (www.regierung.
unterfranken.bayern.de Rubrik „Kontakt + Impressum“) 
bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de).

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig. (Ausgenommen sind Rechtsbereiche 
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nach § 188 der Verwaltungsgerichtsordnung - Angelegen-
heiten der Fürsorge.)

Würzburg, den 15.01.2019
REGIERUNG VON UNTERFRANKEN

Dr. Eugen Ehmann
Regierungsvizepräsident
als Leiter der Behörde

Apl-l 7833                                    RABl 2019 S. 5

Sicherheit, Kommunales und Soziales

Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Zweckverbandes 
Schweinfurt 360° - Tourismus rund um Stadt und Land, 
Schweinfurt, für das Haushaltsjahr 2019

Bekanntmachung vom 15.01.2019 Nr. 12-1444.11-3-9

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Schweinfurt 
360° - Tourismus rund um Stadt und Land hat in ihrer Sitzung 
am 23.11.2018 die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2019 beschlossen.

Die Regierung von Unterfranken hat mit Schreiben vom 
12.12.2018 Nr. 12-1444.11-3-9 die Haushaltssatzung rechtsauf-
sichtlich gewürdigt. Sie enthält keine genehmigungspfl ichtigen 
Bestandteile.

Der Haushaltsplan liegt, vom Tage der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung von Unterfran-
ken an, eine Woche lang in der Geschäftsstelle des Zweckver-
bandes Schweinfurt 360° - Tourismus rund um Stadt und Land, 
Rathaus, Markt 1, 97421 Schweinfurt, während der allgemei-
nen Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung öffentlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 15.01.2019
Regierung von Unterfranken

Manfred Wetzel
Abteilungsdirektor

II.

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der 
Zweckverband Schweinfurt 360° - Tourismus rund um Stadt 
und Land folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2019 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1. im Ergebnishaushalt mit
 dem Gesamtbetrag der Erträge von  - 600.000,00 €
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von  600.000,00 €
 und dem Saldo (Jahresergebnis) von  0 €

2. im Finanzhaushalt
a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  600.000,00 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von -598.194,00 €
 und einem Saldo von  1.806,00 €

b) aus Investitionstätigkeit mit
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  0 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  0 €
 und einem Saldo von  0 €

c) aus Finanzierungstätigkeit mit

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  0 €
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  0 €
 und einem Saldo von  0 €

d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von  1.806,00 €

ab.

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlun-
gen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in 
künftigen Jahren werden nicht festgesetzt.

§ 4

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
werden nicht beansprucht.

§ 5

Die Verbandsumlagen werden wie folgt festgelegt:

Der durch Erlöse und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Be-
darf zur Finanzierung von Ausgaben wird nach den tatsächli-
chen Zahlungen auf die Verbandsmitglieder umgelegt.

Das Umlagesoll beträgt nach den Ansätzen im Haushaltsplan:

a) für die laufende Verwaltungstätigkeit  534.000,00 €

b) für die Investitionstätigkeit  0 €

§ 6

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Schweinfurt, 10.01.2019
Zweckverband Schweinfurt 360°
Tourismus rund um Stadt und Land

Florian Töpper
Verbandsvorsitzender

Apl-l 1444                                    RABl 2019 S. 7

Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Zweckverban-
des zur Boden- und Bauschuttentsorgung Rhön-Grabfeld/
Münnerstadt für das Haushaltsjahr 2019

Bekanntmachung vom 15.01.2019 Nr. 12-1444.07-2-6

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Boden- 
und Bauschuttentsorgung Rhön-Grabfeld/Münnerstadt hat 


